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KURZ KOMMENTIERT
EG-Referendum

Gemischte Gefühle

M it der Zustimmung der Briten zum Verbleib in 
der Europäischen Gemeinschaft ist die Gretchen­
frage, die den Inselbewohnern von ihrer Regie­
rung vorgelegt wurde, positiv beantwortet worden. 
In Brüssel und anderen europäischen Hauptstäd­
ten ist die große Mehrheit gegen den Austritt aus 
dem Gemeinsamen Markt einerseits mit Genug­
tuung, andererseits mit gemischten Gefühlen auf­
genommen worden — mit Genugtuung, weil eine 
„Periode der Ungewißheit überwunden“ (Hans- 
Dietrich Genscher) wurde und die Hoffnung be­
steht, daß nach zweieinhalbjähriger Blockade aller 
Entscheidungen die Briten in Zukunft voll in den 
europäischen Gremien mitarbeiten werden; mit 
gemischten Gefühlen, weil die Art der britischen 
Mitarbeit ungewiß ist.
Die Wahrscheinlichkeit, daß sich ihr Mitwirken auf 
die Erhaltung des Status quo beschränken wird 
und Fortschritte nur unterstützt werden dürften, 
wo sie für die Insel konkrete, d. h. finanzielle Vor­
teile mit sich bringen, ist im Augenblick noch grö­
ßer als die Wahrscheinlichkeit, daß die Briten eine 
abrupte Kehrtwendung vollziehen (können) und 
dem Integrationsbestreben neue Impulse geben 
werden. Gegen letzteres spricht nicht nur, daß im 
eigenen Haus so viele Probleme der Lösung har­
ren, die die britische Regierung voll in Anspruch 
nehmen. Dagegen spricht auch die Diskussion um 
die Vor- und Nachteile eines Verbleibs in der EG 
vor dem Referendum. Aufgrund dieser Diskussion 
ist der Gedanke nicht gerade abwegig, daß das 
Referendum für und wider die EG auch, wenn 
nicht vor allem, ein Referendum für und wider die 
ordnungs- und wirtschaftspolitischen Vorstellun­
gen des linken Labour-Flügels und der Gewerk­
schaften war. Zweitens vermieden und umgingen 
die „Pro-Europäer“ jegliche Diskussion um wei­
tergehende Integrationsziele. Wahrscheinlich hat 
die „Sunday Times“ recht mit ihrem Trost für die 
britischen Bürger, daß ihre Regierung — wie frü­
her de Gaulle — zum internen Bremsklotz werden 
würde. ogm

Gemeinschaftsfloaten

Kokettieren mit der Schlange

Nichts, was die französische Politik tut, kann ein­
fach sein. So hätte es nahegelegen, nach der Er­
holung des Francs ohne größere Umstände in den 
europäischen Währungsverbund zurückzukehren, 
den man selbst mitgeschaffen hatte, jedoch An­

fang 1974 „vorläufig“ verließ. Doch das wäre in 
französischen Augen wahrscheinlich geradezu un­
verzeihlich simpel gewesen.
Der tatsächlich eingeschlagene Weg mutet denn 
auch sehr französisch an: dem Beitritt muß erst 
eine längere Phase des Kokettierens vorangehen, 
in der ausgelotet wird, inwieweit man die bisheri­
gen Regeln zu seinen Gunsten ändern kann. Zu­
nächst wird der Franc-Kurs so gehalten, als ob er 
schon in der Schlange wäre. Nach innen hin wird 
dies als großer stabilitätspolitischer Erfolg, nach 
außen hin als besonderer Beitrag zur europä­
ischen Integration gefeiert. Gleichzeitig läßt man 
die Partnerländer der Schlange wissen, daß eine 
solche gute Tat sicherlich ein Eingehen auf Frank­
reichs Vorschläge für ein „besseres Funktionie­
ren“ des Gemeinschaftsfloatens rechtfertige. Lang­
sam stellt sich dann auch heraus, was unter „bes­
serem Funktionieren“ zu verstehen ist: vor allem 
eine Auflockerung des Systems der Saldenabrech­
nung und Kreditgewährung innerhalb der Schlange 
und eine Sicherstellung, daß die Kurse der Schlan­
genwährungen gegenüber dem Dollar nicht allzu 
stark steigen.
Den französischen Bedürfnissen würde eine solche 
Regelung in fast idealer Weise entgegenkommen: 
die Verteidigung eines stabilitätspolitisch er­
wünschten Franc-Kurses wird unter Schonung der 
eigenen Währungsreserven zum Teil vergemein- 
schaftet; gleichzeitig wird aber sichergestellt, daß 
diese Verteidigung nicht so weit geht, daß die 
französischen Exportmärkte ernsthaft gefährdet 
werden. Für die bisherigen Partner der Schlange 
bedeutete ein Eingehen darauf jedoch eine Aus­
höhlung des bisher dem kleinen europäischen 
Währungsverbund innewohnenden „Stabilitäts­
potentials“ . pg

Nahverkehrskonzept

Erzwungener Wandel

Unter dem Druck der knappen öffentlichen Finanz­
mittel und der steigenden Defizite im öffentlichen 
Personennahverkehr verabschiedete die Bundes­
regierung ein neues Nahverkehrskonzept. Es sieht 
eine Reduzierung des Investitionsvolumens der 
öffentlichen Hand bis zum Jahre 1985 von ehe­
mals geplanten 36 auf 30 Mrd. DM vor und vermin­
dert gleichzeitig die erforderlichen Investitions­
hilfen des Bundes um ca. 3 Mrd. DM. Mit den 
Kürzungen soll eine Konzentration der verbliebe­
nen Mittel einhergehen, um ihre wirtschaftliche 
Verwendung zu gewährleisten. Zudem soll durch 
die Gründung öffentlich-rechtlicher Zweckver­
bände für einzelne Nahverkehrsregionen der 
Kompetenzwirrwarr behoben werden.
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KURZ KOMMENTIERT

Die vorgeschlagenen Maßnahmen können als Be­
ginn eines Wandels in der bisherigen Nahverkehrs­
politik gewertet werden, deren eindeutiger Schwer­
punkt in dem vorrangigen Ausbau der Infrastruktur 
des öffentlichen Personennahverkehrs lag. Die 
Vergangenheit hat aber gezeigt, daß der Ausbau 
moderner Schnellbahnsysteme den Autofahrer 
nicht zum Umsteigen auf öffentliche Nahverkehrs­
mittel motivieren konnte. Insofern verbesserten 
auch die aufwendigen Investitionen nicht die finan­
zielle Situation der Nahverkehrsunternehmen; statt 
dessen führten ihre — oft zu niedrig angesetz­
ten — Folgekosten zu einer nachhaltigen Vergrö­
ßerung der Defizite. Die nunmehr beabsichtigte 
regionale Konzentration der Förderungsmittel, die 
mit einem verstärkten Ausbau kommunaler Stra­
ßen einhergehen soll, läßt eine sinnvolle Arbeits­
teilung zwischen öffentlichem Nahverkehr und In­
dividualverkehr in den Regionen erwarten, in 
denen der Bau schienengebundener Nahverkehrs­
systeme wirtschaftlich nicht vertretbar ist. te

Internationale Energiekonferenz

Einlenken der Industrieländer?

Ende Mai tagte in Paris die Internationale Ener­
gieagentur (IEA); erstmals unter Teilnahme auch 
der Außenminister trat anschließend der OECD- 
Ministerrat zusammen. Hauptthema der beiden 
Treffen: die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
zur Vorbereitung einer internationalen Energie­
konferenz.
Der geplante Dialog zwischen Erdölländern und 
Industriestaaten war im April dieses Jahres nicht 
zustande gekommen, weil sich vor allem die Ame­
rikaner gegen eine Ausweitung der zu behandeln­
den Themen über die Energieproblematik hinaus 
auch auf andere Rohstoffe gesperrt hatten. In letz­
ter Zeit deuteten jedoch Äußerungen Außenmini­
ster Kissingers und anderer führender amerikani­
scher Politiker darauf hin, daß die USA ihre ab­
lehnende Haltung in dieser Frage aufzugeben 
bereit wären. In Paris sollte nun eine entspre­
chende Stellungnahme aller westlichen Industrie­
länder abgegeben werden.
Ob das vom OECD-Ministerrat verabschiedete 
Schlußkommunique die erhoffte Signalwirkung an 
die Adresse der Erdölstaaten bzw. der übrigen 
Entwicklungsländer haben wird, ist allerdings zu 
bezweifeln. In seiner Stellungnahme unterstreicht 
der Rat zwar die Wichtigkeit nicht nur der Ener­
gie-, sondern auch aller anderen Rohstoffprobleme 
und betont den Willen der 18 Mitgliedstaaten, „die 
Entwicklungsländer künftig stärker an den Vor­
teilen einer expandierenden Weltwirtschaft teil­
haben zu lassen“ . An anderer Stelle heißt es aber

auch, daß der Dialog „in allen hierfür zuständigen 
Organen“ stattfinden soll. Hinter diesem Satz steht 
nichts anderes als die bekannte amerikanische 
Forderung nach Aufsplitterung der Verhandlungen 
auf verschiedene Gremien. Da die Entwicklungs­
länder, unterstützt von den OPEC-Staaten, aber 
nach wie vor auf einer gemeinsamen Behandlung 
aller Rohstoffe bestehen, sind die eigentlichen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den poten­
tiellen Verhandlungspartnern noch immer nicht 
aus dem Weg geräumt. fjj

Deutsch-polnische Kooperation 

Im Zeichen der Rohstoffsicherung

Die vor kurzem auf polnische Initiative hin begon­
nenen Wirtschaftsgespräche mit der Bundesrepu­
blik sollen dazu dienen, das am 1. November 1974 
zwischen den beiden Ländern abgeschlossene 
langfristige Kooperationsabkommen mittels zu­
sätzlicher vertraglicher Abmachungen zu konkreti­
sieren. Polen erhofft sich hiervon Anhaltspunkte 
für die Ausarbeitung des Fünfjahrplans 1976—1980. 
In erster Linie geht es der polnischen Seite darum, 
in diesem Zeitraum ihre bislang durch einen ho­
hen Anteil von Rohstoffen, Agrarprodukten und Le­
bensmitteln gekennzeichnete Lieferstruktur durch 
höherwertige Fertigprodukte der Maschinenbau-, 
Metall- und chemischen Industrie zu verbessern. 
Ein probates Mittel dazu sehen die Polen in der 
Unternehmenskooperation, die in Zukunft aller­
dings größere als die bisher vereinbarten ca. 200, 
z. T. nur sehr kurzfristig angelegten Projekte um­
fassen soll.
Der angestrebte Strukturwandel harmoniert jedoch 
nicht unbedingt mit den Interessen der Bundes­
republik. Denn diese sind gemäß dem Bonner 
Außenhandelskonzept, die Rohstoffbeschaffung auf 
eine größere Anzahl von Ländern zu verteilen, 
darauf gerichtet, hieb- und stichfeste Abmachun­
gen über die Erschließung und Ausbeutung pol­
nischer Rohstoffvorkommen, vor allem der reich­
haltigen Reserven an Kupfer, Steinkohle und 
Schwefel, zu erlangen. Immerhin könnte es der 
polnischen Seite zumindest auf mittlere Sicht ge­
lingen, über den forcierten Rohstoffexport die pre­
käre Handelsbilanzsituation — allein im Jahre 1974 
ergab sich ein Defizit von 2,2 Mrd. DM — zu ver­
bessern. Damit würden auch wieder die Möglich­
keiten wachsen, verstärkt zu importieren. Auf der 
polnischen Wunschliste stehen vor allem Investi­
tionsgüter, die für die weitere Industrialisierung 
des Landes wichtig sind. Diese könnten die Ex­
portkraft und auf längere Sicht auch die Export­
struktur der polnischen Wirtschaft verbessern 
helfen. ud
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